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Deutschland im 19. Jahrhundert

Unter dem Einfluss Napoleons änderte sich die politische Landkarte Deutschlands grundlegend. In einer politischen Flurbereinigung wurde aus dem Flickenteppich des Alten Reiches ein System von arrondierten Flächenstaaten, die ihre Existenz Napoleon verdankten und daher der französischen Politik folgten. Preußen und Österreich waren aus dem Reich hinausgedrängt. 

Die militärische Katastrophe einerseits, die Unmöglichkeit, die modernen Staaten nach den Grundsätzen des 18. Jahrhunderts zu regieren andererseits zwangen Preußen und die süddeutschen Staaten zu grundsätzlichen Reformen in Staat und Gesellschaft. 

Mit dem gescheiterten Russlandfeldzug 1812 begann Napoleons Stern schnell zu sinken, in den Befreiungskriegen gegen die französische Herrschaft entstand das deutsche Nationalgefühl, das eine Wiedererrichtung eine deutschen Staates, allerdings unter nationalen und liberalen Gesichtspunkten forderte. In der Völkerschlacht bei Leipzig erwachte dieses Nationalgefühl und verschaffte sich in den folgenden Jahren in Demonstrationen Gehör.
Auf dem Wiener Kongress 1815 wurde allerdings kein liberaler Nationalstaat geschaffen, sondern das System der Kleinstaaterei mit einer restaurativen und reaktionären Politik zementiert. Führender Kopf war der spätere österreichische Staatskanzler Metternich. Im Wartburgfest formulierte sich noch einmal der Widerstand gegen die Restaurationspolitik, bis 1820 die Demagogenverfolgung einsetzte. 

Während der folgenden Jahre standen Liberalismus und reaktionäre Politik in ständigem Widerstreit, bis sich schließlich sowohl die inneren Schwierigkeiten als auch die sozialen Probleme in der Revolution von 1848/49 entluden.

Die Auswirkungen der Französischen Revolution

Von der Ständegesellschaft zur Nation gleichberechtigter Bürger

Das Ancien Régime Ludwigs XVI. war zur Lösung der Finanzkrise unter dem Vorsatz angetreten, die seit 1614 nicht mehr einberufene Ständeversammlung über eine Finanzreform beraten zu lassen. Der König war aber zunächst nicht bereit, dem mit dem gestiegenen wirtschaftlichen Potential des Bürgertums gewachsenen politischen Selbstbewusstsein des Dritten Standes nachzukommen. Königtum, Adel und Parlament gestanden dem Dritten Stand zwar eine Verdoppelung seiner Abgeordnetenzahl, aber nicht das entscheidende Mehrheitsstimmrecht zu.

Nach der Erklärung zur einzig legitimen Nationalversammlung (17.6.1789) schaffte der Dritte Stand die feudalen Standesprivilegien ab und erhob die – aus Aufklärung und Naturrecht herkommenden – Menschen- und Bürgerrechte zum obersten Verfassungsprinzip (4./11., 26.8.1789). Immer noch war aber das Wahlrecht an Besitz geknüpft. Diese Ungleichheit zu beseitigen blieb Sache der unter dem Druck der Massen stehenden Jakobiner. Verwaltungs- und militärische Posten waren allen Franzosen offen geworden, die Verwaltung der Departements und Gemeinden wurde streng demokratisch organisiert. Es bedurfte allerdings noch einiger Zeit, bis der Gedanke der absoluten Rechtsgleichheit sich nach der bürgerlichen Restauration allgemein durchsetzen konnte. 
Von der politischen Gleichberechtigung zu trennen ist der Charakter des Staates, der im Absolutismus Ludwigs XVI. in der Person des Königs und im Hof seinen Kristallisationspunkt fand, vom Nationalkonvent im September 1792 aber als "eine, unteilbare Republik" der Franzosen konstituiert wurde. Diese Bestimmung der Einheit und Unteilbarkeit war in Zukunft Bestandteil aller Verfassungen Frankreichs.

Die Begeisterung der Massen für die Sache der Revolution, schließlich die Levèe en masse der Revolutionskriege ließen ein Zusammengehörigkeitsgefühl entstehen, das sich mit der vom Dritten Stand vertretenen Idee der "einen, unteilbaren Nation" zum Nationalismus verband. Dieser französische Nationalismus rief zunächst in Spanien, dann aber auch in Deutschland als Gegenreaktion ein sowohl als Abwehr der französischen Fremdherrschaft als auch als Besinnung auf die eigene nationale Identität verstandenen Nationalgefühl hervor.

Die Verfassung von 1791 als Modell eines liberalen Rechts- und Verfassungsstaates

Die Verfassung von 1791 baute im Wesentlichen auf drei Prinzipien auf, die bis heute als Muster der Verfassungsentwicklung gelten können:

–
übergeordneter Rang der Menschen- und Bürgerrechte (der Verfassungstext legte dann die einzelnen Bürgerrechte ausdrücklich fest),

–
alleinige Gesetzgebungsbefugnis der Nationalversammlung,

–
Gewaltenteilung in Exekutive, Legislative und Justiz ohne gegenseitige Einflussnahme,

Bereits die Aufhebung der feudalen Sonderrechte zeigte mit der Abschaffung der feudalen Gerichtsbarkeiten einen vierten Punkt:

–
Rechtsgleichheit aller Bürger („Für keinen Teil der Nation ... gibt es mehr irgendein Privileg oder eine Ausnahme vom gemeinsamen Recht aller Franzosen“).

Die Verfassung der konstitutionellen Monarchie beließ den König nicht mehr in einer übergesetzlichen Stellung (L'État c'est moi), sondern stellte das Gesetz über ihn („Es gibt in Frankreich keine Autorität, die über dem Gesetz steht. Der König regiert nur durch dieses. Der König selbst ist ... von Gottes Gnaden und durch das Verfassungsgesetz des Staates König der Franzosen.“).

Die Armee

Die patriotische Begeisterung für die Sache der Revolution und für die Verteidigung des Vaterlandes wirkte sich in der Organisation der Armee aus. Sie bestand hauptsächlich aus Freiwilligen und war Instrument der Revolution selbst; infolgedessen fiel die Identifizierung mit ihr leicht. Sie stand selbst innerhalb der revolutionären Propaganda. Gegenüber den auf starren Drill ausgerichteten Armeen der Koalition hatte sie weder Deserteure noch Versorgungsprobleme zu fürchten. Sie konnte der unbeweglichen Schlachtordnung deshalb eine weitaus beweglichere Kampftechnik entgegenstellen (Tirailleurtaktik) und zeigte darin ihre Überlegenheit.

Die Armee war außerdem Trägerin des missionarischen Gedankens der Revolution und hatte von den Organen der Revolution den Auftrag, sowohl das alte System (besonders Österreich als Hort der Reaktion) zu stürzen, als auch den "unterdrückten Völkern" die Freiheit zu bringen. Bezeichnend hierfür ist die Ausrufung von Republiken in den eroberten Gebieten (siehe Zeittafel).

Probleme und Schwierigkeiten der Revolution

Das Hauptproblem, das die ganze Revolutionszeit durchzog, war das Aufeinandertreffen von innerer Dynamik und äußeren Ereignissen: jene hervorgerufen durch die sozialen Spannungen, die auch die Träger der Revolution (besonders die Gironde) nicht zu beseitigen vermochten, diese durch die Revolutionskriege, die als Mittel revolutionärer Politik angesehen wurden, aber zurückwirkend wieder die Politik der Revolution beeinflussten.

Die sozialen Differenzen entstanden im Verlauf der Revolution fast gesetzmäßig, da die Interessen des Großbürgertums und der Handwerker und Arbeiter zwangsläufig kollidieren mussten. Die Pariser Massen, besonders die Sansculotten, erhoben weit radikalere Forderungen, was die Reform des Wirtschaftslebens anging, als die Bourgeoisie, sie setzten aber vor allem diese radikalen Forderungen auch mit Druck und Gewalt durch. Das Bürgertum verhielt sich demgegenüber zurückhaltender, da eine Politik der Preisbeschränkungen und Zwangsbewirtschaftung ihren (liberalen) Interessen widersprach. Auch die Kriegswirtschaft mit ihrem staatlichen Zwang diente mehr den Interessen des Großbürgertums als der städtischen Massen. Da das Bürgertum sich die Machtmittel zu erhalten verstand, mussten die Sansculotten letztendlich unterliegen, auch wenn sich die radikalen Jakobiner zeitweise ihre Forderungen zu eigen machten. Das Bewusstsein dieser Differenzen führte zunächst dazu, dass die Schichten, die nicht am Wohlstand des Großbürgertums teilhatten, sich als „4. Stand“ begriffen.

Ausdruck dieser Differenzen ist der Zwiespalt zwischen Verfassungstheorie und politischer Wirklichkeit, wie sie sich in der Ausformulierung des Wahlrechts widerspiegelt. Trotz der formulierten Rechtsgleichheit beruhte die Volkssouveränität nach der Verfassung von 1791 auf dem Nachweis von Besitz, der erst das Wahlrecht brachte.

Durch die Radikalisierung war die Revolution insofern zum Scheitern verurteilt, als sie die politischen und wirtschaftlichen Probleme Frankreichs nicht mit Lösungskonzepten anging, sondern durch revolutionären Schwung zu überdecken suchte. Je mehr der Wohlfahrtsausschuss daher zu Unterdrückungsmechanismen griff, um so mehr verstärkte er den Widerstand gegen seine Politik. Die Reaktion der Bourgeoisie und die Hinrichtung Robespierres sind daher letztlich nur die Antwort auf diese Radikalisierung.

Auch die Herrschaft Napoleons führte trotz aller restaurativen Bestrebungen nicht zu einer grundlegenden Abkehr von den Prinzipien der Revolution. Es blieben erhalten:

–
bürgerlicher Charakter der Gesellschaft mit allgemeinem Staatsbürgertum und persönlicher Rechtsgleichheit;

–
Sicherung der persönlichen Freiheit;

–
privatkapitalistischer Charakter der Wirtschaft mit Aufstiegsmöglichkeit für jeden;

–
zentralistischer Charakter des Staatsaufbaus und

–
Beibehaltung der Verwaltungsorganisation.

Dass er sich in der Einschränkung der politischen Freiheit von den Ideen selbständiger Mitwirkung und Mitbestimmung entfernte, tat der Wirksamkeit dieser Ideen keinen Abbruch. Sie führten unmittelbar nach dem Sturz Napoleons zu einer neuen, wiederum im liberalen Europa als vorbildlich angesehenen Verfassung in Frankreich (Charte Constitutionelle, 1814).

Auch der Widerruf der Demokratisierung in der Verwaltung mit der ausschließlichen Betonung des zentralistischen Elements war für die Ideen der Verwaltungsreform kein Rückschlag, brachte im Gegenteil der napoleonischen Herrschaft Bewunderung, ja zum Teil Verehrung, die auch seinen Sturz überdauerte.

Die Umgestaltung Deutschlands durch Napoleon

Zeittafel der Napoleonischen Kriege

	1792/93 – 1797
	Erster Koalitionskrieg gegen Österreich/Preußen, dann Sardinien (1792) und gegen Großbritannien, die Niederlande und Spanien (1793)

	5. 4. 1795
	Preußen scheidet mit dem Friede von Basel aus der Koalition aus, um seine Interessen in Polen weiter zu verfolgen.

Geheimer Zusatzartikel, der Frankreich das linke Rheinufer garantiert;

Neutralität Norddeutschlands unter preußischer Führung 

	1796
	Eingreifen Bonapartes als General in die Kämpfe in Oberitalien 

	17. 10. 1797
	Friede von Campo Formio nach zahlreichen Niederlagen der Österreicher

	1794
	Errichtung der Batavischen Republik (Holland)

	1797
	Gründung der Cisalpinischen Republik (Mailand) und der Ligurischen Republik (Genua)

	1798
	Ägyptische Expedition, um die Engländer außerhalb Europas zu bedrohen, scheitert in der Seeschlacht bei Abukir

	1798 – 1801/02
	Zweiter Koalitionskrieg mit Russland, Österreich, Großbritannien, dem Osmanischen Reich, Portugal, Neapel und dem Kirchenstaat. Anfängliche Siege der Koalition, besonders in Oberitalien

	9. 2. 1801
	Friede von Luneville nach französischen Siegen bei Marengo (General Bonaparte) und Hohenlinden (General Moreau): Frankreich wird das linke Rheinufer und die Vorherrschaft in Italien bestätigt.

	1798
	Errichtung der Helvetischen Republik (Schweiz) und der Römischen Republik (Kirchenstaat) 

	1799
	Errichtung der Parthenopäischen Republik (Neapel)

	1802
	Neuordnung Italiens: Wiederherstellung des Kirchenstaats und des Königreichs Neapel unter den Bourbonen, die Cisalpinische Republik wird zur Republik Italien erklärt, Großherzogtum Toskana wird zum Königreich Etrurien.

	1803
	Besetzung Hannovers (in Personalunion mit England) im Zuge des neuen Krieges zwischen England und Frankreich: Verletzung der norddeutschen Neutralität

	1805
	Dritter Koalitionskrieg mit Niederlage der österreichischen Armee bei Ulm und Sieg der englischen Flotte 
bei Trafalgar (21. 10.)

	2. 12.
	Dreikaiserschlacht bei Austerlitz (Frankreich/ Österreich/ Russland) 

	12. 12.
	Vertrag von Schönbrunn mit Gebietserweiterungen Preußens

	25. 12.
	Friede von Preßburg mit großen Gebietsverlusten Österreichs 

	1806/07
	Vierter Koalitionskrieg mit der völligen Niederlage Preußens in der Schlacht von Jena und Auerstädt 
(Oktober 1806) 

	7. 7. 1807
	Friede von Tilsit, in dem Preußen seinen Besitz westlich der Elbe und seine polnischen Erwerbungen verliert.
Errichtung des "Großherzogtums Warschau" unter Friedrich August von Sachsen

	1809
	Fünfter Koalitionskrieg mit der Niederlage Österreichs bei Aspern (Mai) und Wagram (Juli).

	Oktober 1809
	Friede von Schönbrunn erlegt Österreich weitere Gebietsabtretungen zugunsten Bayerns, Italiens, Frankreichs, Polens und Russlands auf.

	1812
	Russlandfeldzug Napoleons, in dem die französische Armee ohne Entscheidungsschlacht, vor allem durch den hereinbrechenden Winter und die Nadelstichtaktik der russischen Armee, dann aber infolge des Angriffs beim Übergang über die Beresina, aufgelöst wird.

	Die Befreiungskriege
	

	Dezember 1812
	Konvention von Tauroggen: sichert Russland die Neutralität der (unter frz. Befehl stehenden) preußischen Truppen zu.

	Februar 1813
	Vertrag von Kalisch zwischen Preußen und Russland 

	März 1813
	Kriegserklärung Friedrich Wilhelms III. an Frankreich

Stiftung des "Eisernen Kreuzes" und spontane patriotische Begeisterung im Volk 

	16. –19. 10. 1813
	"Völkerschlacht" bei Leipzig, nachdem Friedensverhandlungen im Sommer (unter Vermittlung Metternichs) ergebnislos abgebrochen worden waren.

Niederlage Napoleons, aber "geordneter" Rückzug 

	Winter 1814
	Rheinübergang Schwarzenbergs (Dez.) und Blüchers (1. 1.) bei Basel bzw. Kaub

Feldzug in Frankreich mit wechselndem Erfolg 

	31. 3. 1814
	Einzug der Koalition in Paris

Eine provisorische Regierung unter Talleyrand setzt Napoleon ab.

	6. April
	Napoleon wird von der Armee zur Abdankung gezwungen.

Verbannung nach Elba

	Die "Hundert Tage"
	

	März 1815
	Landung Napoleons bei Cannes, triumphale Rückkehr nach Paris

	Mai 1815
	Kämpfe in Italien zw. Österreich und Murat

	Juni 1815
	Feldzug der Koalition in Belgien mit entscheidender Niederlage Napoleons bei Waterloo

Napoleon unter brit. Verwahrung auf St. Helena (( 1821)


Die territoriale Reform des Deutschen Reiches

Grundlage: Verlust und Entschädigung

Die Politik Napoleons gegenüber dem Deutschen Reich stand zunächst ganz in der Kontinuität der Politik Ludwigs XIV. und der Revolution: Das Ziel bestand einerseits in der Herstellung bzw. Sicherung der "natürlichen Grenzen" Frankreichs (d. h. am Rhein und den Pyrenäen), andererseits in der nachhaltigen Schwächung Habsburg-Österreichs, so dass es keinen nennenswerten Einfluss mehr auf die französische Politik ausüben konnte.

In der Zeit seines Kaisertums allerdings gewann demgegenüber mehr und mehr die Machtpolitik an Einfluss, so dass schließlich fast ganz Europa direkt oder indirekt dem französischen Einfluss unterworfen wurde.

Bereits im Frieden von Basel 1795 erkannte Preußen in einem geheimen Zusatzartikel die französischen Eroberungen links des Rheins an. Es erhielt dafür einen neutralen Status zugebilligt, der bis 1806 aufrechterhalten wurde. Für den Fall der Abtretung des linken Rheinufers beanspruchte es eine Entschädigung der dadurch geschädigten deutschen Fürsten (vor allem aber für sich selbst).

Österreich musste im Frieden von Campo Formio
 im Oktober 1797 auf seine Besitzungen links des Rheins (das waren vor allem die österreichischen Niederlande, d. h. das heutige Belgien) und auf Mailand verzichten. Es bekam dafür aber Venedig, das bisher in keiner Weise am Krieg beteiligt war, und dessen Besitzungen an der Adriaküste als Ausgleich. Habsburg-Österreich war damit hinter die Rheinlinie zurückgedrängt. Der Friede von Luneville (Februar 1801)
 erzwang eine Bestätigung dieser Veränderungen durch Österreich, das außerdem seine "Sekundogenituren" Toskana und Modena verlor.

Am Ende des Ersten Koalitionskrieges (1792 – 1797) forderten sowohl Frankreich als auch der deutsche Reichstag einen allgemeinen Friedenskongress, der dann 1797 – 1799 im badischen Rastatt zusammentrat. Die dort vertretenen Reichsstände allerdings gingen noch von der Voraussetzung aus, dass das linke Rheinufer beim Reich bliebe, zumindest aber, dass darüber verhandelt werden könne. Diese Basis hatten aber Preußen und Österreich bereits in ihren Verträgen mit Frankreich verlassen. Die jetzt öffentlich vorgetragene französische Forderung nach der Rheingrenze wurde hingenommen, indem man begann, über die Entschädigung der Fürsten, die dadurch Verluste erlitten, zu verhandeln. Der Kongress jedoch löste sich, bevor er zu einem nennenswerten Ergebnis kam, auf, als die Kämpfe wieder ausbrachen (Zweiter Koalitionskrieg, 1799 - 1802)
.

Die Bestimmung des Friedens von Luneville vom 9. Februar 1801 über die Entschädigung der linksrheinisch begüterten Fürsten wurde vom Reichstag schnell akzeptiert; Napoleon löste das Problem im Zusammengehen mit dem russischen Zar Alexander I., indem er die Rivalität der Großmächte Preußen und Österreich gegeneinander ausspielte und die Begehrlichkeit der Klein- und Mittelstaaten ausnützte, um zu einem Ergebnis zu kommen, das seinen Interessen und denen eines zunehmend auf Hegemonie ausgehenden Frankreich nützen konnte.

Nach mehreren Vereinbarungen mit einzelnen Staaten (Bayern, Württemberg, Baden, Preußen) legten Napoleon und Zar Alexander einen gemeinsamen Plan vor, der die politische Landkarte Deutschlands entscheidend verändern sollte. Dass der Reichstag einen Ausschuss (Deputation) zur Regelung der Entschädigungsfrage bestellte, hatte unter dem Druck der Verhältnisse nur formale Bedeutung. Dennoch nahmen die Deputation und der Reichstag selbst den französisch-russischen Plan als (Be)Schluss in der "Haupt-"Sache und damit als Reichsgesetz an; daher nennt man dieses Reichsgesetz den "Reichsdeputationshauptschluss"
.

Die Säkularisation

Dieses Gesetz griff die lange vor der Französischen Revolution erhobene Forderung nach einer umfassenden Säkularisation
, also einer Unterstellung der Kirchengüter unter eine weltliche Gewalt auf und sorgte sowohl für einen deutlichen Machtzuwachs der neuen Besitzer als auch für die als notwendig angesehene Beschränkung der alten Besitzer auf ihre geistlich-seelsorgerischen Aufgaben
. Unmittelbares Vorbild dafür war nicht die antiklerikale Politik der Französischen Revolution, sondern das Vorgehen des Kaisers selbst, der nach dem strengen Maßstab des Nutzens für Kirche und Gesellschaft zwischen 1782 und 1784 etwa die Hälfte der in Österreich selbst gelegenen Klöster aufhob
. Außerdem hatten viele reformierte Territorien bereits im 16. Jahrhundert Kirchen- und Klostergüter in großem Umfang an sich genommen.

Territorien im Umfang von fast 62 300 km2 (in Quellen und Literatur stets in Quadratmeilen gerechnet) mit 1 844 650 "Seelen" standen zur Neudisposition. Da dem allerdings nur knapp 26 500 km2 mit 1,1 Mio. Einwohnern an Verlusten gegenüberstanden
, waren endlose Streitereien abzusehen. Massives (französisches) Eingreifen war also notwendig, um einerseits überhaupt zu einer Lösung zu kommen, andererseits diese Lösung unter Wahrung der französischen Interessen durchzusetzen . Diese sah "Mittelstaaten" vor, von Frankreich favorisiert und gestützt, die, als „drittes Deutschland“ die Rolle einer dritten Kraft neben Preußen und Österreich übernehmen konnten. Das Reich war damit als Machtfaktor mehr denn je ausgeschaltet.
Kirchengüter waren dabei die weltlichen, quasi „staatlichen“ Besitzungen der Bistümer und der Klöster und klösterlichen Gemeinschaften. Kommissare der Fürsten nahmen im Auftrag ihrer Herren Besitz von den Dörfern, Städten und Grundstücken
, Kirchenschatz und Bibliotheken wurden in die Residenzstädte verbracht und entweder den fürstlichen Sammlungen einverleibt oder – bei Gold und Silber – eingeschmolzen oder – bei Edelsteinen oder kostbaren Gewändern – anderweitig verwendet. So wurden z.B. aus dem Domschatz des Bistums Speyer das Gold zu badischen Münzen eingeschmolzen und die Edelsteine zum Kronschmuck der badischen Großherzöge umgearbeitet. Die Gebäude der Klöster wurden abgebrochen, die Steine anderweitig verwendet, manche Gebäude auch komplett an anderer Stelle unter anderer Verwendung neu aufgebaut.
 Allenfalls in Oberschwaben blieben den Klosteranlagen diese Schicksale erspart, sie wurden als Schulen, Kasernen, Behörden oder Irrenanstalten weitergenutzt oder den entschädigten Fürsten als Wohnsitz zugewiesen.
Die Säkularisation beseitigte mit den Klöstern auch deren wohltätige Einrichtungen in der Armen- und Krankenpflege, wie auch die von diesen betriebenen Schulen – Aufgaben, die der Staat jetzt übernehmen musste.
Die territoriale Reform

Mit der Säkularisation war die Mediatisierung kleinerer Reichsstände verbunden, d. h. die Aufhebung der Reichsunmittelbarkeit und die Unterstellung unter einen der "Mittelstaaten". Im Zuge von Säkularisation und Mediatisierung verschwanden 112 Reichsstände
, 45 der 51 Freien Reichsstädte verloren ihre Reichsfreiheit.. Besonders im Süden des Reiches diente die Ländermasse dazu, starke Staaten zu schaffen, die vor allem in der Grundfrage ihrer neuen Existenz Frankreich verpflichtete waren.
Als Ersatz für die aufgehobenen Kurfürstentümer Köln, Trier und Kurpfalz wurden das in ein weltliches Herzogtum umgewandelte Erzstift Salzburg, Württemberg, die Markgrafschaft Baden und die Landgrafschaft Hessen-Kassel zu Kurfürstentümern erhoben, das Erzbistum Mainz bekam Regensburg als Sitz, die Mainzer Kur wurde auf das Fürstentum Regensburg-Aschaffenburg des neuen Fürstprimas übertragen.
Bayern, das mit den linksrheinischen Teilen der Pfalz (inklusive Zweibrücken und Jülich) bereits 11 200 km2 eingebüßt hatte, verzichtete jetzt noch auf den übrigen rechtsrheinischen Teil der Pfalz (Kurpfalz mit Mannheim und Heidelberg), erhielt dafür aber die Territorien der Bistümer Würzburg, Bamberg, Augsburg und Freising sowie Teile von Eichstätt und Passau (16000 km2)
.

Württemberg, das nur Mömpelgard (Montbeliard) im Sundgau und kleinere Besitzungen im Elsass verloren hatte, erhielt den Großteil der kleineren Reichsterritorien in Schwaben und (mit 1600 km2) das Vierfache seines Verlustes.

Baden schließlich erhielt das Territorium des Bistums Konstanz, die rechtsrheinischen Besitzungen der Bistümer Basel, Straßburg und Speyer und den rechtsrheinischen Teil der Kurpfalz von Mannheim und Heidelberg bis Wertheim am Main, das sind 3300 km2 und das sieben- bis achtfache seines Verlustes.

Auch Preußen gehört zu den Gewinnern der Säkularisation: Für die Abtretung der linksrheinischen Gebiete an Frankreich wird es durch die Säkularisation und Mediatisierung geistlicher Fürstentümer (u.a. Münster, Hildesheim und Paderborn) entschädigt. Hier war die Säkularisation schon 1795 beim Abschluss des Friedens von Basel mit Frankreich im Gespräch, als Preußen seine linksrheinischen Besitzungen, vor allem das Herzogtum Kleve
 und Preußisch Geldern
, an Frankreich abtrat und sich dabei in einem geheimen Zusatzartikel das Recht auf einen Ausgleich vorbehielt, für den schon die geistlichen Herrschaften in Nordwestdeutschland als Landbrücke zwischen der Grafschaft Mark und Brandenburg vorgesehen waren.
Der Breisgau wechselte von Österreich zum habsburgischen Herzog von Modena, zusammen mit Salzburg entstanden so zwei habsburgische Sekundogenituren im Reich. 
Der Friede von Pressburg (Bratislava, 26. 12. 1805)
 drängte Habsburg-Österreich endgültig nach Osten ab, indem er den Breisgau an Baden, die Grafschaft Hohenberg und den Streubesitz zwischen Bodensee und Donau an Württemberg, die Markgrafschaft Burgau, Tirol und Vorarlberg schließlich an Bayern überwies (das damit bis zum Gardasee reichte). Die Herzöge von Württemberg und Bayern wurden darüber hinaus zu Königen erhoben.

Der "Rheinbund" und das Ende des Alten Reiches

Der Friede von Pressburg ermöglichte auch Napoleon, über einen Sonderbund des "Dritten Deutschland", d. h. der Mittelstaaten außer Österreich und Preußen, die Reichsverfassung zu Fall zu bringen. Ziel war die Zurückdrängung des österreichischen Einflusses im Reich über eine territoriale Einschränkung, Ziel war aber auch die Öffnung des „Dritten Deutschland“ für den französischen Einfluss, indem sich dieser Bund an Frankreich als Schutzmacht anlehnte. Auf die Kaiserkrönung Napoleons 1804 hin hatte im selben Jahr noch Kaiser Franz II.
 den österreichischen Kaisertitel angenommen und damit deutlich gezeigt, dass er selbst eigene territoriale Interessen über die Interessen des Reiches stellte.

Im Juli 1806 schließlich unterzeichneten Vertreter von 16 deutschen Fürsten die Urkunde, durch die sie sich vom Reich lösten und einen eigenen Bund souveräner Staaten unter dem Schutz Frankreichs bildeten ("Rheinbund"-Akte
). Wichtigste Bestimmung des Vertrages mit Frankreich war die Unterstellung der Truppen unter französischen Befehl. Auf ein französisches Ultimatum legte schließlich am 6. August 1806 Franz II. die Kaiserkrone nieder und erklärte das Reich für erloschen.

Allerdings war die Reichsverfassung bereits durch die Bestimmung der Rheinbundakte, dass kein Gesetz des Alten Reiches ein Mitglied des Bundes über dessen Interessen hinaus binden dürfe, bereits so weit verletzt, dass das Reich und seine Verfassung schon vor der definitiven Auflösung bereits nur mehr ein Schatten ihrer selbst waren. Mit der Begründung dieses Bundes verbunden war ein weiterer Gebietszuwachs Badens, Württembergs und Bayerns, diesmal in einer weiteren Mwediatisierung auf Kosten der reichsritterschaftlichen Gebiete, der Markgraf von Baden wurde zum Großherzog erhoben
.

Die französische Vormachtstellung im Gebiet des alten Deutschen Reiches wurde nach der verheerenden Niederlage Preußens gegen Napoleon in der Schlacht von Jena und Auerstedt
 am 14. Oktober 1806 – bei der derselbe Herzog von Braunschweig das preußische Kontingent anführte, der schon 1792 den preußischen Oberbefehl innehatte – im Frieden von Tilsit (1807)
 auf Kosten Preußens weiter gefestigt durch die Errichtung des Königreichs Westfalen
 (aus Hannover, Braunschweig, sowie Teilen Preußens und Hessens) unter Napoleons Bruder Jerome
 und durch die Begründung eines Großherzogtums Warschau aus den preußischen Anteilen an der zweiten und dritten Polnischen Teilung (in Personalunion mit dem Rheinbundmitglied Sachsen verbunden)
. Um die Handelssperre gegen England ("Kontinentalsperre"
) besser kontrollieren zu können, wurde 1810/11 das Nordseeküstengebiet mit einem breiten Streifen Hinterland, einschließlich der Städte Bremen, Hamburg und Lübeck, besetzt und Frankreich direkt angegliedert. 
Damit hatte sich unter französischem Einfluss die politische Landkarte Mitteleuropas entscheidend verändert:

–
Das Heilige Römische Reich Deutscher Nation existierte nicht mehr;

–
die alten Großmächte Österreich und Preußen waren aus der Mitte Deutschlands abgedrängt;

–
statt einer unübersehbaren Vielzahl von kleinen und kleinsten Herrschaften und Fürstentümern gab es abgerundete ("arrondierte") Staaten mittlerer Größe, die unter sich und mit Frankreich ein enges Bündnis geschlossen hatten.

–
Frankreichs Grenzen lagen an Rhein und Nordsee;

–
die französische Armee – darunter v. a. die Kontingente der Rheinbundstaaten – rüstete sich zum Angriff auf Russland, von dem von 400 000 Soldaten nur 10 000 zurückkehren sollten.

Die Zeit der Reformen: Preußen und die süddeutschen Staaten

Das alte System hatte gegenüber dem revolutionären, dann dem militärisch straff durchorganisierten Frankreich seine Unzulänglichkeiten nur zu deutlich gezeigt. Literarische und politisch interessierte Kreise in Deutschland sympathisierten mit den Gedanken der Revolution, selbst als mit der Hinrichtung Ludwigs XVI. der Schrecken in Frankreich zu wüten begann. Am Oberrhein entstand sogar mancherorts eine breite Massenbewegung für die Revolution, die von den Straßburger Zeitungen entsprechend begrüßt wurde.

Angesichts dieser Umbrüche im politischen und gesellschaftlichen Bereich waren grundlegende Reformen dringend nötig. Sie kamen allerdings in Preußen und in den süddeutschen Staaten aus unterschiedlichen Wurzeln und gingen auch ganz verschiedene Wege. 

In Preußen war der Zusammenbruch des Staates im Jahre 1806 (Schlacht bei Jena und Auerstedt) das letzte, unübersehbare Zeichen für die Unfähigkeit des absolutistischen Systems, den Gegebenheiten der Zeit mit angemessenen Mitteln antworten zu können.

Die süddeutschen Staaten Baden, Württemberg und Bayern sahen sich, von Napoleons Gnaden zu arrondierten Mittelstaaten erhoben und mit Gebietszuwächsen von 738 % (Baden), 414 % (Württemberg) und 144 % (Bayern), vor die Problematik einer neuen Staats- und Verwaltungsorganisation gestellt. Jedes der neuerworbenen Gebiete brachte sein eigenes Gewohnheitsrecht mit, jede Stadt ihre eigene Art der städtischen Selbstverwaltung – diese Rechtsunterschiede vertrugen sich nicht mehr mit den Geboten eines rationalistischen, auf Staatsraison gegründeten Flächenstaates. Dieser Staat verlangte nach einer neuen Klammer um die alten und neuen Landesteile und fand sie in Rechtsgleichheit und in rationalistischem Staatsaufbau.

Die preußischen Reformen

Schon vor der Katastrophe von 1806/07 war die Unfähigkeit des spätabsolutistischen Systems kritisiert worden, die Ereignisse bis zum Frieden von Tilsit gaben diesen Kritikern recht. Federführend wurde Freiherr vom und zum Stein
, der als hoher preußischer Verwaltungsbeamter in Westfalen Erfahrungen mit ständischer Selbstverwaltung sammelte. Im Januar 1807 entließ ihn der König, weil er ihm zu radikal vorging, berief ihn dann wieder, musste ihn aber 1808, nachdem seine Pläne für einen allgemeine Volkserhebung gegen Napoleon bekannt geworden waren, auf französischen Druck hin aus dem Dienst als Minister entlassen. Sein Werk führte Freiherr Karl August von Hardenberg
 als Staatskanzler (1810 – 1822) fort.

Stein ging aus von den Formen der Selbstverwaltung, wie er sie in Westfalen, und von englischen Verhältnissen, wie er sie im hannoveranischen Göttingen kennengelernt hatte, sah aber ebenso die französische Verwaltungsreform als vorbildlich für eine Reorganisation des preußischen Staates an. Stein wie Hardenberg wurden von dem Grundgedanken geleitet, dass die "Nation", die Gesamtheit der politisch mitverantwortlichen und gleichberechtigten Bürger, den Staat tragen müsse. Dazu war freilich der Untertan des absolutistischen Staates aus seinen althergebrachten ständischen und wirtschaftlichen Bindungen und Beschränkungen zu lösen und im Sinne des neuen Staates zu erziehen. („die Mehrheit der Bürger muss zu diesem vaterländischen Sinne erzogen werden, und, damit man der Mehrheit sicher sei, diese Erziehung muss an der Allheit versucht werden“, J.G. Fichte)

Die Reformen
 erstreckten sich vor allem auf folgende Gebiete:

Sozialreformen:

–
1807: Edikt zur Bauernbefreiung, Abschaffung der Erbuntertänigkeit (Befreiung der Bauern auf den Staatsgütern bereits 1804)

–
1808: Städteordnung: Kommunale Selbstverwaltung durch gewählte Vertreter (Zensuswahlrecht, vom Besitz des Bürgerrechts abhängig)

–
1810/11: Aufhebung der Zunftverfassung (bei eingeschränkter Gewerbefreiheit)

–
1812: Judenemanzipation
 (aber Aufgabe des jüdischen Glaubens als Voraussetzung für eine Beamtenlaufbahn)

Verwaltungsreformen:

–
Trennung von Justiz und Verwaltung 
–
1808: Einrichtung von Fachministerien, später

–
Verwaltungs-Neugliederung in Provinzen, Regierungsbezirke und Kreise

Heeresreformen (durch Scharnhorst
, Gneisenau
, Boyen
 und Clausewitz
):

–
Aufhebung des Adelsmonopols für Offiziersstellen, Beförderung nach Verdienst

–
1814: Einführung der allgemeinen Wehrpflicht

Bildungsreformen (v. a. durch Wilhelm von Humboldt
):

–
1810: Gründung der Berliner Universität
 mit freier Selbstbestimmung der wissenschaftlichen Arbeit und der Einheit von Forschung und Lehre

–
1812: staatliche Gymnasialordnung

Die Reformen bewirkten auf Teilgebieten grundlegende Umwälzungen in Staat und Gesellschaft. Vor allem die Heeresreform brachte in den Befreiungskriegen 1812 – 1814 eine breite patriotische Begeisterung, die dem ersten Jahrzehnt des Jahrhunderts trotz der existentiellen Bedrohung Preußens fremd war. Das auf diese Weise in einer "Revolution von oben" mit dem Grundgedanken der demokratischen Reformen in einem monarchischen Staat (Hardenberg) reorganisierte Preußen wurde zur Hoffnung für die Patrioten, die von ihm Signalwirkung für eine allgemeine Neuerungsbewegung in Deutschland erhofften.

Allerdings blieben die Reformen Stückwerk. Vor allem der Adel konnte seine Stellung behaupten, er ließ sich die Ablösung von Erbuntertänigkeit und Frondiensten durch die (nunmehr freien) Bauern so teuer bezahlen, dass nur ein geringer Prozentsatz der Bauern diese Leistung aufbrachte und in den Besitz einer rentablen Hofstelle kam. Auch die staatlichen Funktionen in den Gutsbezirken blieben erhalten, nach einem Gesetz von 1812 ernannte der König die vom Adel gestellten Landräte. Vor allem aber kam eine auf den Maximen Steins und Hardenbergs gegründete Staatsverfassung nicht zustande; Versprechen seitens des Königs Friedrich Wilhelm III. blieben über Jahrzehnte unerfüllt. Die im März 1848 zugestandene demokratische Verfassung wurde dann im Dezember desselben Jahres (und 1851) durch den autoritär-monarchistischen Verfassungsoktroy abgelöst.

Staatsreform und liberale Verfassung in Baden und Württemberg

Rein auf das Staatsinteresse ausgerichtet waren dagegen die Staats- und Verwaltungsreformen in den Rheinbundstaaten nach der Erlangung ihrer Souveränität 1806. Mit der Lossagung vom Reich in der Rheinbundakte war eine ausdrückliche Aufhebung aller Verpflichtungen aus früheren Reichsgesetzen oder Privilegien verbunden – eine Möglichkeit für den Staat und seine Spitze, das Staatsleben frei von traditionellen Bindungen auf eine gemeinsame Basis zu stellen.

Die badischen Konstitutionsedikte

In Baden war es vor allem mit dem Geheimen Rat Friedrich Brauer
 und dem Kabinettsminister Sigismund von Reitzenstein
 ein Kreis um den Großherzog Karl Friedrich, der in enger Anlehnung an das zentralistisch ausgerichtete, streng durchgegliederte Frankreich den Neubau des Staates vorantrieb
. In den Jahren nach 1806 folgten kurz aufeinander sieben "Konstitutionsedikte", die von der starken, in der Tradition des fürstlichen Absolutismus stehenden Stellung des Monarchen zeugen. In der Schaffung der Rechtsgleichheit aller Bürger und der Aufhebung aller traditionellen Sonderrechte wurde zwar der Absolutismus in Richtung auf die Gemeinschaft der Staatsbürger des 19. Jahrhunderts überwunden, dennoch ist der wesentliche Unterschied zu den preußischen Reformen nicht zu übersehen: Zielten diese auf die bürgerliche Mitverantwortung und Erziehung als Fundament des Staates, sind die süddeutschen Reformen von staatlichem Absolutismus geprägt, der um des neuen Staates willen keine Sonderrechte mehr gelten lassen darf.

Die Reformen betrafen alle Bereiche des staatlichen Lebens: Verwaltung, Finanzen, Justiz, Wirtschaft, Schule und Kirche. Auch der Code Napoleon, das Zivilgesetzbuch des napoleonischen Frankreich, wurde übersetzt und mit Zusätzen versehen als "Badisches Landrecht" übernommen. Hier blieb es in Kraft, bis es das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch im Jahre 1900 ablöste. Die Universität Heidelberg wurde mit einer neuen staatlichen Stiftung bedacht, die ihr die weitere Existenz sicherte, während die Freiburger Universität noch Jahrzehnte um ihre Zukunft bangen musste. Beide Universitäten nahmen ihre Neugründer in ihren Namen auf (Ruprecht-Karls-Universität und Albrecht-Ludwigs-Universität.).

Besondere Aufmerksamkeit galt mit dem 2. Konstitutionsedikt von 1807 der städtischen Selbstverwaltung, deren alte, ins Mittelalter zurückreichende Traditionen zugunsten des neuen Rationalismus aufgegeben wurden. Selbst Städte wie Lahr oder Freiburg, deren wirtschaftliche Bedeutung noch 1806 gesonderte neue Privilegien erforderte (das Lahrer Privileg ging noch einmal Punkt für Punkt auf den alten, aus dem Jahre 1377 stammenden und am Ende des Alten Reiches in einem jahrzehntelangen Prozess gegen die Landesherrschaft verfochtenen Freiheitsbrief ein), selbst sie mussten sich jetzt dem Gleichheitsgrundsatz beugen. Ihre Eingaben auf Wiederherstellung ihrer alten Rechtsbefugnisse blieben erfolglos.

Das 2. Konstitutionsedikt legte ausdrücklich fest, dass "alle sowohl in den Oberhoheits- als Eigentumslanden vor dem Preßburger Frieden gegebenen Privilegien nur gelten, insoweit sie mit der neuen, nach und nach erscheinenden Staatskonstitution vereinbarlich sind, und also im nächsten Bestätigungsfall auf das späteste danach eingerichtet werden müssen".
Mit dem 1. Konstitutionsedikt (1807) wurde die jüdische Religion "konstitutionsmäßig" geduldet, das 6. Konstitutionsedikt (1808) machte die Juden im Großherzogtum zu "erbfreien Staatsbürgern". Sie durften Grundbesitz erwerben, Handel treiben und ein Gewerbe ausführen. Dennoch waren sie als „Schutzbürger“ Bürger zweiter Klasse ohne Wahlrecht. 1809 legte schließlich das „Konstitutionsedikt der Juden des Großherzogtums Baden“, das „Judenedikt“, besonderen Wert auf die „politische und sittliche Bildung“ als Grundlage für eine schnelle Assimilierung der Juden
.

Württemberg und Bayern

Vor ähnlichen Problemen standen die anderen beiden süddeutschen Staaten. In Bayern wurde mit dem fortschrittlich gesinnten König Max Joseph und dem Minister Montgelas
 an der Spitze auf ähnlich behutsame Weise wie in Baden und nicht minder konsequent der Neubau des Staates vorangetrieben
. Die alte Ständevertretung, die bereits am Ende des 18. Jahrhunderts als Opposition zum kurfürstlichen Regime aufgetreten war, sollte in der 1808 verkündeten Staatsverfassung zur Vertretung der bayerischen Nation aufgewertet werden – sie wurde indessen nie einberufen.
Montgelas reformierte die Staatsverwaltung im Sinn der modernen Prinzipien. Der Aufbau des Staates gind zentralistisch von oben über die Zentralregierung mit Fachministern über die Mittelbehörden in den 13 bayerischen Kreisen bis in die Kommunen. Landgerichte, den heutigen Landkreisen vergleichbar, waren (bis 1862) sowohl für die Justiz als auch für die Verwaltung zuständig. Besonderes Augenmerk richtete man auf die Schaffung einer qualifizierten Beamtenschaft. Ein erstes Beamtengesetz, die "Staatsdienerpragmatik" von 1805, diente der Schaffung eines für die Bedürfnisse des Staates ausgebildeten und qualifizierten Beamtenapparates. Ebenso wie in den anderen Territorien mussten die unterschiedlichsten Zustände in Maße, Gewichte und Münzen vereinheitlicht werden, innerstaatliche Zölle waren aufzuheben, Grundherrschaft und Zünfte wurden in den neuen Staat eingegliedert. Nur eine tolerantere Religionspolitik konnte die Protestanten in Franken an den Staat heranführen. Juden wurden nicht voll emanzipiert, erhielten aber immerhin den Status einer Privatkirchengesellschaft zugestanden. 
Die württembergische Ständevertretung wurde Ende 1805 ersatzlos aufgelöst, der Neuaufbau des württembergischen Staates vollzog sich dem "Alten Recht" gegenüber rücksichtsloser als in den beiden Nachbarstaaten.  Allerdings standen die 1803 – 1806 erworbenen „neuwürttembergischen“ Gebiete den „altwürttembergisch“-traditionellen Rechtsbegriff eher indifferent gegenüber
. 

Mit dem "Organisationsmanifest" von 1806 wurde auch der Geheime Rat aufgelöst; an seine Stelle trat nach französischem Vorbild ein 6 Departements umfassendes Ministerkollegium mit einem Staatsministerium an der Spitze. Eine einheitliche Polizeibehörde überwachte das Volk. Das Land wurde in 12 Kreise mit jeweils fünf bis sieben Oberämtern eingeteilt, die Selbstverwaltung der Gemeinden wurde fast vollständig beseitigt und durch einen klaren Weisungsgang von Landvogt über Oberamtmann zum Schultheißen ersetzt. Die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht wurde durch die Beseitigung der Adelsvorrechte im Heer begleitet.
Der Russlandfeldzug

Im Juni 1812 rüstete sich Napoleon zum Angriff auf Russland, der ihm die Herrschaft über ganz Kontinentaleuropa sichern sollte
. Auslöser war der in der Seeschlacht von Trafalgar 1805 gescheiterte Angriff auf Großbritannien und die Unmöglichkeit, mit den gegebenen Machtkonstellationen die Kontinentalsperre gegen Großbritannien durchzusetzen. Der Kaiser versammelte mit 691000 Mann die größte Armee, die Europa bis dahin gesehen hatte, sie bestand aus 450000 Franzosen und 240000 Soldaten der mit Bayern, 20000 Sachsen, 20000 Preußen, 17000 Westfalen und einige Tausend aus den kleineren Rheinbundstaaten), 25000 Italiener, 12000 Schweizer, 4800 Spanier, 3500 Kroaten und 2000 Portugiesen
.
Nach dem Einmarsch in Russland am 22. Juni 1812 erwartete Napoleon wie üblich einen kurzen Krieg, der mit der Einnahme der Hauptstadt und dem siegreichen Einzug beendet sein würde. Entgegen seinen Erwartungen stieß er jedoch kaum auf nennenswerten Widerstand, was er der nachhaltigen Schwäche der ihm nur mit 182000 Mann entgegentretenden russischen Armee zuschrieb. Obwohl er an der Grenze große Nachschubdepots aufgebaut hatte, musste sich jedoch die Armee auf dem 1200 km langen und bis zum 14. September dauernden Marsch nach Moskau selbst verpflegen, da der Nachschub infolge der riesigen Entfernungen nicht klappte. Erst am 5. September kam es vor den Toren Moskaus zu einer ersten, für beide Seiten verlustreichen Schlacht.
Der russische Zar Alexander lehnte eine Unterwerfung ab und beraubte die französische Armee durch den Brand der Stadt schon am 15. September der sicheren Unterkunft. Napoleon musste sich vor dem einrechenden Winter zurückziehen. Die russische Armee wich zwar weiterhin einer neuen Entscheidungsschlacht aus, konnte aber Napoleon zwingen, sich fast auf dem selben Weg zurückzuziehen, auf dem er gekommen war. Das verringerte die Ernährungsmöglichkeiten der Armee entscheidend. Durch immer neue kleinere Angriffe auf französische Einheiten kamen schließlich nur noch 30000 Mann
 am 26. November an der Beresina an, um über den vereisten Fluss überzusetzen. Unzulänglichkeiten des Brückenmaterials und der russische Angriff fügten Napoleon eine entscheidende Niederlage zu
, so dass schließlich nur 10000 Mann die polnische Grenze wieder erreichten.

In der russischen Geschichtsschreibung gilt der Russlandfeldzug als „Vaterländischer Krieg“, der Übergang über die Beresina als das Ereignis, mit dem der Aggressor endgültig aus dem Land vertrieben wurde. Peter I. Tschaikowski errichtete ihm mit seiner „Ouvertüre 1812“
 ein musikalisches Denkmal. Dass ein früh einsetzender Winter der Hauptverbündete Russlands gewesen sei, ist jedoch eine romantische Verklärung, der Winter kam für russische Verhältnisse eher ungewöhnlich spät.
Am 30. Dezember 1812 schloss der preußische Generalleutnant Yorck von Wartenburg eigenmächtig bei Tauroggen (Tauragė in Litauen) einen Waffenstillstand mit Russland ab (sog. Konvention von Tauroggen), der der preußischen Armee den Frontwechsel erlaubte und den Beginn der Freiheitskriege bedeutete.
 
Am 3. Februar rief der preußische Minister Hardenberg zur Bildung freiwilliger Jägerkorps auf, die die kleinen preußischen Truppenkontingente unterstützen sollten. Diese „Freikorps“ waren zwar Bestandteil der preußischen Armee, bestanden aber durchweg aus Freiwilligen. Am 16. März schließlich erklärte Preußenkönig Friedrich Wilhelm III. Frankreich den Krieg und erließ am folgenden Tag seinen Aufruf „An mein Volk“
, mit dem er den Krieg gegen Napoleon zu einer Sache des ganzen Volkes erklärte. Am 10. März hatte er bereits das „Eiserne Kreuz“ als besondere Auszeichnung für Tapferkeit in den kommenden Kriegen gestiftet.
Nach verschiedenen Gefechten in der ersten Jahreshälfte 1813 erklärte schließlich auch Österreich im Bündnis mit Preußen, Russland und Schweden Frankreich am 12. August 1813 den Krieg. Am 16. Oktober schließlich standen sich bei Leipzig 320000 Verbündete und – durch mehrere Schlachten dezimiert – noch 160000 Mann französischer Truppen gegenüber. Nach einer ersten Schlacht am 16. Oktober führten die Verbündeten am 18. Oktober in der „Völkerschlacht bei Leipzig“
 den entscheidenden Schlag gegen Napoleon und die immer mehr als Fremdherrschaft empfundene Herrschaft des Kaisers über Europa. Die verbündeten Truppen verloren etwa 53000 Mann, die Franzosen 73000, weitere 35000 gerieten in Gefangenschaft. Napoleon konnte mit dem Rest seiner Armee nach Westen fliehen.
Das deutsche Nationalgefühl

So wie in Spanien die französische Besetzung das Erwachen einer nationalen Gegenbewegung zur Folge hatte, wuchs auch in Deutschland angesichts der französischen Politik das Nationalbewusstsein. Schickten die Rheinbundfürsten noch gezwungenermaßen ihre Heere mit Napoleon 1812 in den Russlandfeldzug, wuchs mit dem Tag der Völkerschlacht von Leipzig, dem 13. Oktober 1813, die Hoffnung, zusammen mit der Vertreibung des Fremdherrschers auch die Wiederherstellung des Reiches zu erreichen. 

Nationale Aufbruchstimmung

Einer der Kernpunkte der 1807 in die Wege geleiteten Reformen in Preußen war die Schaffung eines auf Patriotismus gegründeten Volksheeres. Um diesen Gedanken zu fördern, den Krieg zu einer "nationalen Sache" zu machen, hatte der preußische König Friedrich Wilhelm 1813 während des Krieges gegen das napoleonische Frankreich den Orden von "Eisernen Kreuz" gestiftet. Höhepunkt dieser Entwicklung war die "Völkerschlacht" vom Oktober 1813 vor den Toren von Leipzig, in der die verbündeten Österreicher, Preußen und Russen den französischen Heer die entscheidende Niederlage zufügten.

Bereits unmittelbar nach der siegreichen Schlacht begann das deutsche Nationalgefühl, sich um dieses Ereignis zu kristallisieren. Publizisten und Schriftsteller (wie z.B. Ernst Moritz Arndt) forderten die Errichtung eines nationalen Denkmals zur Erinnerung an diese Schlacht. Vielerorts feierte bis zum Ende des Jahrzehnts die Nationale Bewegung, die hauptsächlich von den Studenten als den Mitgliedern und Mitkämpfern in den Freikorps getragen war alljährlich am 18. Oktober den Jahrestag der "Befreiungsschlacht" mit Freudenfeuern und patriotischen Ansprachen. Die Hoffnung der Redner richtete sich einerseits auf eine Erfüllung ihrer nationalen Wünsche, vor allem auf eine Wiedererrichtung eines geeinten deutschen Kaiserreiches, andererseits aber auch darauf, dass sich preußischer Reformgeist, süddeutscher Liberalismus und nationale Bewegung zur Schaffung eines neuen geeinten deutschen Nationalstaats zusammenfänden. Auch wenn diese Bewegung aus dem Freiheitskampf gegen Frankreich hervorgegangen war, war doch die französische „Charte Constitutionelle“ von 1814 ein Vorbild.
Schwarz-Rot-Gold

In den Befreiungskriegen 1813 sah sich das Lützowsche Freikorps
 als Sachwalter der nationalen Idee und griff in seiner Kleidung (schwarzer Rock mit roten Aufschlägen und gelben Knöpfen) die Farben schwarz-rot-gold als die Farben des Kaisers und seiner Leibgarde auf, die schon unmittelbar nach 1806 als „kaiserliche“ Farben in die Bildpropaganda eingegangen waren. Diese Farben sah man als die des alten deutschen Reichswappens (schwarzer Adler mit roten Fängen auf goldenem Grund) an, sie kommen aber von der Uniform der kaiserlichen Leibgarde (Hatschiere – Arcierengarde: "... in schwarzsamtenen Flügelröcken, alle Nähte reich mit Gold galoniert, darunter rote Leibröcke ...", Goethe, "Dichtung und Wahrheit" 5. Buch).
Diese Farben blieben von da an mit der deutschen Nationalbewegung verbunden und wurden, nachdem sie schon 1832 in Hambach als „deutsche Farben“ mitgeführt wurden, 1848 als die Farben des neuen deutschen Nationalstaats aufgegriffen.
Der Jahrestag der Völkerschlacht wurde mit Freudenfeuern und patriotischen Ansprachen als nationaler Festtag gefeiert. Die Aufbruchstimmung erlitt jedoch einen schweren Rückschlag, als der Wiener Kongress, auf dem die politische Hinterlassenschaft Napoleons geregelt wurde, nicht, wie erhofft, das Reich wiederherstellte, sondern – im Interesse der europäischen Großmächte ebenso wie im Interesse Preußens und Österreichs – die Kleinstaaterei zementierte. Allenfalls das vage Versprechen, dass Verfassungen eingeführt werden sollten, konnte die liberale Bewegung erreichen.

Die Studenten, die sich schon 1815 in einer „Deutschen Burschenschaft“ organisiert hatten, begingen im Oktober 1817 den vierten Jahrestag der Völkerschlacht und den 300. Jahrestag des Luther’schen Thesenanschlags auf einem großen Fest auf der Wartburg als Gedenken an die politische und geistige Befreiung Deutschlands.

Bald schon setzte sich Preußen an die Spitze der nationalen Bewegung und verbuchte mit der Schaffung des „Deutschen Zollvereins“, der Preußens wirtschaftliche Vormacht sicherte und Österreich bereits ausschloss, einen ersten Sieg.

Deutschland vom Wiener Kongress bis zur Revolution 1848

Zeittafel

	30. 5. 1814
	Friedensvertrag von Paris mit Frankreich

	1815
	Begründung der "Heiligen Allianz"

	Verfassungen
	

	1814
	Nassau

	1814
	"Charte Constitutionelle" in Frankreich

	1817
	Sachsen-Weimar

	1818
	Baden, Bayern

	1819
	Württemberg

	1820
	Hessen-Darmstadt

	Mai 1815
	Gründung der "Deutschen Burschenschaft" in Jena

	Oktober 1817
	Wartburg-Fest

	Oktober 1818
	Zusammenschluss der dt. Burschenschaften zur "Allgemeinen Deutschen Burschenschaft"

	1819
	Ermordung August von Kotzebues in Mannheim

	August 1819
	Karlsbader Beschlüsse

	1820
	Wiener Schlussakte

	1821 – 1829
	Freiheitskampf der Griechen

	1830/31
	Londoner Konferenz und Unabhängigkeit Belgiens;
polnischer Aufstand

	27. 5.–1. 6. 1832
	Hambacher Fest

	Juni 1834
	Wiener Ministerkonferenz zur Durchsetzung der reaktionären Politik

	1837
	Amtsenthebung der "Göttinger Sieben"


Der Wiener Kongress

Bereits der am 30. Mai 1814 in Paris unterzeichnete Friedensvertrag der Koalitionsmächte mit dem besiegten Frankreich
 sah einen allgemeinen Fürstenkongress zur endgültige Regelung der Angelegenheiten, die durch den Sturz Napoleons wieder zur Diskussion standen, vor. Vom Oktober 1814 bis Juni 1815 traf sich in der österreichischen Hauptstadt Wien die alte aristokratische Gesellschaft zum „Wiener Kongress“
. Hier prallten sowohl die alten Interessen der beteiligten Mächte – Sicherung der territorialen Neuerwerbungen (Preußen, Russland) und Gleichgewichtsdenken (Österreich und England) – als auch Festschreibung der Kleinstaaterei zur Verhinderung eines übermächtigen Deutschland (Frankreich) und Hegemonialstreben (Österreich und Preußen) – aufeinander. Der „allgemeine Wunsch ganz Deutschlands“ allerdings ging „dahin, dass das Haus Österreich die 1806 niedergelegte deutsche Kaiserkrone wieder aufnehme und mit einer ausgedehnteren und wirksameren Gewalt ausgestattet werde, als es damals besaß.“

Insgesamt waren etwa 200 Vertreter fast aller Mächte und Staaten Europas in Wien versammelt, doch wurden die wesentlichen Dinge im Kreis der Großmächte England, Russland, Österreich, Preußen und Frankreich entschieden. Die patriotische Bewegung, die unter dem Ziel, ein geeintes Deutschland – zum Teil unter der alten Macht des deutschen Kaisers – wieder herzustellen, in die Befreiungskriege gegangen war, hatte keinen Vertreter, war aber gleichwohl durch ihre Forderungen an die Fürsten präsent
. 
Klemens Wenzel Fürst von Metternich
, österreichischer Außenminister, Vorsitzender und damit führender Kopf des Wiener Kongresses, ging von einer konservativen Staatslehre aus, die das Interesse des Staates über das seiner Bewohner stellte. Infolgedessen verurteilte er die Ideen von Freiheit und Gleichheit als gefährlichen Anarchismus; die Lehre von der Volkssouveränität widersprach den Interessen der Monarchie. Die Französische Revolution war daher auch nicht der gewaltsame Ausbruch infolge der Verweigerung eines vorhandenen politischen Anspruchs oder infolge historischer Anachronismen, sondern das Werk von Verschwörern gegen die staatliche Ordnung. Eine Rückkehr zu den Verhältnissen vor der Revolution im Sinn einer Restauration der vorrevolutionären Verhältnisse war daher vom Staatsinteresse geboten.

Metternichs Politik richtete sich daher konkret sowohl gegen Kräfte aus dem Volk, gegen bürgerliche Freiheit und verfassungsrechtliche Garantien, als auch gegen die Neuerungen in der Staatenwelt Europas. Ziel seines Wirkens war die Solidarität der alten Mächte auf der Grundlage ihrer Legitimität und des politischen Gleichgewichts. Die Auswirkungen seiner Politik verbanden sich so sehr mit seiner Person, dass man die konservative und reaktionäre Politik seiner Epoche geradezu das "System Metternich"
 nennt.
Grundlage der Neuordnung Mitteleuropas war die Begriffe „Legitimität“ und „Solidarität“: Nur die Staatsgewalten, die vor der Revolution bestanden, waren legitim, die Ziele sollten von den Monarchen solidarisch verfolgt werden. Die von Napoleon errichteten Staaten und Systeme wurden aufgelöst. Das betraf vor allem die von Frankreich annektierten Gebiete entlang der Nordseeküste und am linken Rheinufer und das Königreich Westfalen. Die ehemals österreichischen Niederlande wurden mit den nördlichen Provinzen zum „Königreich der Vereinigten Niederlande“ vereinigt, Hannover wurde wiederhergestellt. Hauptgewinner aber war Preußen, das die Gebiete der ehemaligen Erzbistümer Trier und Köln sowie das ehemals bayerische Jülich und Berg im Westen des Bundes und damit einen deutlichen Schwerpunkt am Rhein erhielt. Da die Zeit noch durchweg geopolitisch und strategisch dachte, war abzusehen, dass Preußen mit der Zeit nach einer territorialen Verbindung zwischen seinen beiden Landesteilen streben würde.
Die "Heilige Allianz"
 wurde auf Vorschlag des russischen Zaren 1815 zwischen ihm, dem österreichischen Kaiser und dem König von Preußen geschlossen: Die Monarchen sahen sich als Glieder ein und derselben christlichen Nation und ihren Untertanen und ihren Heeren gegenüber als Familienväter, die sie in demselben Geist der Brüderlichkeit lenken wollten, von dem sie beseelt waren. Die christliche Religion sollte fortan die Grundlage der Politik sein, statt der Volkssouveränität und der Brüderlichkeit der Nation wurde die Brüderlichkeit der Monarchen bestimmend. Während die "Heilige Allianz" jedoch wenig politische Wirksamkeit entfaltete, wurde sie in der Öffentlichkeit zum Inbegriff des auf die Unterdrückung der eigenen Völker gerichteten Polizei- und Überwachungsstaats.

Innenpolitisches Instrument war der "Deutsche Bund"
, dessen Bildung die Auflösung des Heiligen Römischen Reiches in 38, später 39 souveräne Einzelstaaten zementierte
. Er war ein Staatenbund und gliederte die deutschen Staaten in das gesamteuropäische Mächtesystem des Wiener Kongresses ein, ohne jedoch ihre Souveränitätsrechte wesentlich anzutasten. Formal wurde er durch einen Verfassungsvertrag der beteiligten Staaten – die Bundesakte
 – gebildet, den in der Wiener Schlussakte
 auch die großen europäischen Mächte garantierten. 

Durch die Mitgliedschaft außerdeutscher Staaten hatte der Bund – ebenso wie das Alte Reich – eine europäische Dimension. So war bis 1837 der König von England als König von Hannover Mitglied des Bundes, ebenso bis 1864 der König von Dänemark als Herzog von Lauenburg und Holstein sowie der König der Niederlande als Großherzog von Luxemburg und ab 1839 als Herzog von Limburg. Auf der anderen Seite besaßen Preußen und Österreich mit West- und Ostpreußen bzw. Ungarn und Venetien große Gebiete, die außerhalb des Bundesgebiets lagen. Damit war der Deutsche Bund schon von seiner Struktur her nicht geeignet, das nationalstaatliche Problem Deutschlands innovativ anzugehen.
Sein einziges Organ war der Bundestag in Frankfurt, auf dem die Mitgliedsstaaten durch Gesandte vertreten waren. Österreich hatte hier den Vorsitz inne, konnte aber seine politischen Ziele im Bund nur durchsetzen, wenn es sich mit Preußen, der anderen Großmacht im Bund, einig war. Dieses Zusammengehen der Großmächte wiederum diente vor allem dazu, die kleineren Staaten zu disziplinieren. 
Wenn auch der Bund politisch wenig handlungs- und noch weniger innovationsfähig war, so war doch seine Militärverfassung eines der an besten funktionierenden Instrumente. Eine Bundeskriegsverfassung und eine Exekutionsordung dienten vor allem zur Durchsetzung politischer Ziele gegenüber einzelnen Bundesstaaten, die nach Auffassung des Bundesrats ihren vertraglichen Verpflichtungen nicht nachkamen, konnten aber auch gegen ausländische Interventionen eingesetzt werden. Die Truppen des Bundes setzten sich allerdings aus den Kontingenten der Mitgliedsstaaten, allen voran Preußen und Österreich, zusammen. 
Liberalismus und Verfassungsfragen

Unübersehbar war auch für den Wiener Kongress das Vorhandensein liberaler Strömungen in den deutschen Staaten. Sie sollten durch das Versprechen, alsbald landständische Verfassungen einzuführen, beruhigt werden. Die Großmächte Preußen und Österreich jedoch fühlten sich an dieses Versprechen nicht gebunden, lediglich die Klein- und Mittelstaaten Mittel- und Süddeutschlands erließen Verfassungen, die dem Bürgertum eine (beschränkte) Mitwirkung am politischen Leben sicherten. Nachdem Nassau bereits 1814 vorangegangen war, gab nach dem Kongress Karl August von Sachsen-Weimar 1817 seinem Land als erster eine Verfassung, ihm folgten 1818 Baden und Bayern, 1819 Württemberg und 1820 Hessen-Darmstadt.

Für Baden war dabei von besonderer Bedeutung, dass durch die ungeregelte Frage der Erbfolge der Bestand des Großherzogtums gefährdet war und Bayern wie auch Österreich Ansprüche auf die Rheinpfalz bzw. den Breisgau erhoben. Vordringlich war daher ein Hausgesetz über die Erbfolge (1817), das Eingang in die in folgenden Jahr erlassene Verfassung fand. Sie sollte, wie schon die Konstitutionsedikte der Rheinbundzeit, den inneren Zusammenhalt des Großherzogtums sichern.

Die Verfassungen nahmen die bereits 1814 in Frankreich von Ludwig XVIII. erlassene "Charte constitutionelle"
 als Vorbild. Sie betonten zwar das monarchische Prinzip, richteten aber auch eine Volksvertretung in zwei Kammern ein, die eine beschränkte Mitwirkung des Bürgertums ermöglichte. Dieses war weitgehend aus der ständisch gebundenen Wirtschafts- und Sozialordnung herausgetreten und konnte sich mit dem fürstlichen Neu-Absolutismus nicht abfinden. Seinen Ansprüchen genügte diese beschränkte Mitwirkung nicht; bereits die ersten Sitzungen der neugeschaffenen Volksvertretungen waren daher geprägt von weiteren Forderungen nach politischen Rechten, vor allem nach einer ausschließlichen Bindung der Gesetzgebung an die Zustimmung der gewählten Vertreter. Gleichzeitig wurden Presse- und Gewerbefreiheit gefordert. Diese Ansprüche mussten dem konservativen Staatsdenken als revolutionär, ja geradezu als staatsgefährdend erscheinen. Die Bezeichnung "Liberaler" wurde daher für den konservativen und reaktionären Staat zum Synonym für "Anarchist". Vor allem Metternich sah in den liberalen Bewegungen staatsgefährdende Umtriebe.

Mehr als die anderen süddeutschen Verfassungen bot die badische Verfassung Ansatzpunkte für eine politische Weiterentwicklung. Während in Württemberg zum Beispiel durch die vorgeschriebene Zusammensetzung des Landtags die Bewohner der Dörfer von der Vertretung ausgeschlossen blieben, gab die badische Verfassung allen Bewohnern des Landes gleichermaßen das Stimmrecht, auch wenn es durch die Einteilung der Wahlkreise und die Zahl der Abgeordneten in den Wahlkreisen das städtische Bürgertum einseitig begünstigte. Die Zweite Kammer der badischen Landstände, die im April 1819 zum ersten Mal zusammentrat, ist daher das erste "echte" Parlament auf deutschem Boden.

Weiterhin schrieb die Geschäftsordnung der Zweiten Kammer in Baden keine feste Sitzordnung der Abgeordneten im Sitzungssaal vor - das begünstigte schon in den 1830er Jahren den Zusammenschluss zu politischen Gruppen und führte schon am Beginn der 1840er Jahre zu parteiähnlichen Gruppierungen auch innerhalb des Plenums. Insofern griffen die Abgeordneten der Nationalversammlung 1848 mit der Sitzverteilung nach Rechts und Links auf das bereits in den badischen Landständen praktizierte Fraktionsprinzip zurück

Burschenschaften und Wartburgfest (1817)

Der Wunsch nach nationaler Einheit war von allem in der studentischen Jugend lebendig geblieben. Sie war für ein geeintes Deutschland in die Befreiungskriege gezogen
 und sah sich durch die "Federfuchser" auf dem Wiener Kongress um ihre Hoffnungen betrogen. Anders als die Liberalen fanden sie sich nicht mit der Zersplitterung Deutschlands ab. An der Universität Jena wurde im Mai 1815 erstmals die Organisation der Studenten nach Landsmannschaften durch eine Verbindung abgelöst, die Studenten aus ganz Deutschland umfasste. Sie nannte sich "Deutsche Burschenschaft"
 und wählte als Farben die des Lützowschen Freikorps aus den Befreiungskriegen (schwarzer Rock mit roten Aufschlägen und gelben Knöpfen)
. Die Burschenschaft war Ausdruck des Gedankens, dass die Gemeinsamkeit des Vaterlandes eine einzige Verbindung erfordere und dass alle Studenten Mitglieder einer Burschenschaft werden sollten. Die Studenten sollten also in der Einheit des Vaterlandes vorangehen. Nach und nach entstanden auch an anderen Universitäten "Deutsche" Burschenschaften.

Wie in jedem Oktober seit 1814 in ganz Deutschland wurde auch auf der Wartburg (bei Eisenach, Thüringen) das Gedächtnis an die Völkerschlacht bei Leipzig im Oktober 1813 gefeiert. Im Oktober 1817 jährte sich zusätzlich der Thesenanschlag durch Martin Luther (der lange Zeit auf der Wartburg zugebracht und dort die Bibel ins Deutsche übersetzt hatte) zum dreihundertsten Mal
. Die Vertreter der Burschenschaften, die hier zusammenkamen, feierten die Reformation als die Befreiung des deutschen Geistes, die Völkerschlacht als die Befreiung des deutschen Vaterlandes. In Erinnerung an die Verbrennung der päpstlichen Bannbulle durch Luther wurden Schriften, die als reaktionär, antinational oder undeutsch galten
 (darunter auch August von Kotzebues Werk "Geschichte des deutschen Reichs"), später auch Symbole der Unterdrückung und der Reaktion ins Feuer geworfen („Feuergericht gehalten“): der Code civil, ein Exemplar der Deutschen Bundesakte, ein Zopf als Sinnbild der restaurativen Bürokratie (in Hessen-Kassel 1815 wieder für die Staatsbediensteten verpflichtend eingeführt!), ein preußischer Offiziersschnürleib
 und ein österreichischer Korporalstock
. 
Auch wenn der Gedanke der Burschenschaften umstürzlerisch, ja revolutionär war und sich entschieden gegen das restaurative System der deutschen Kleinstaaten wandte, schrieb doch schon Heinrich Heine als Zeitgenosse im Vergleich des Hambacher Festes mit dem Wartburgfest: „.. auf der Wartburg krächzte die Vergangenheit ihren obskuren Rabengesang, und bei Fackellicht wurden Dummheiten gesagt und getan, die des blödsinnigsten Mittelalters würdig waren“ und „auf der Wartburg ... herrschte jener beschränkte Teutomanismus, der viel von Liebe und Glaube greinte, dessen Liebe aber nichts anderes war als Hass des Fremden“
. An anderer Stelle – vermutlich durchaus das Bild von den verbrannten Büchern vor Augen – prägte er das viel zitierte Wort: „Das war ein Vorspiel nur, dort wo man Bücher verbrennt, verbrennt man auch am Ende Menschen.“

Im Oktober 1818 schlossen sich – wieder in Jena – die Burschenschaften von 14 Universitäten zur "Allgemeinen Deutschen Burschenschaft" zusammen.

Die Karlsbader Beschlüsse

Im März 1819 ermordete der Student Karl Ludwig Sand
 in Mannheim August von Kotzebue
, Verfasser einiger populärer Bühnenstücke und Staatsrat in russischen Diensten
. Dieser galt aufgrund seiner Veröffentlichungen als erklärter Gegner sowohl der Burschenschaften als auch der Gedanken von Einheit und Freiheit und war für die Studenten wegen seines Amtes als russischer Staatsrat ein russischer Spion. Zur selben Zeit hatten in Süddeutschland die Landtage ihre Beratungen mit z. T. heftigen Diskussionen über liberale Forderungen aufgenommen, wobei in Baden ein Kreis liberaler Männer um den Lahrer Amtmann Ludwig von Liebenstein wegweisende liberale Forderungen erhob. Damit war für Metternich das Vorhandensein einer großen Verschwörung zwischen Professoren, Politikern und Studenten erwiesen („Die badische Verfassung trägt den Keim der Revolution in sich!“). Er sah jetzt die Notwendigkeit und (durch das Attentat) auch die Gelegenheit gekommen, die nationale und liberale Bewegung, vor allem durch Disziplinarmaßnahmen an den Universitäten
, niederzuschlagen.

Nach der grundsätzlichen Einigung mit Preußen (Teplitzer Punktation, 1. August 1819) berief Metternich die Minister der "vertrauenswürdigsten" Staaten (Preußen, Hannover, Sachsen, beide Mecklenburg, Nassau, Bayern, Baden, Württemberg) zu einer Konferenz nach Karlsbad ein, wo die sog. "Karlsbader Beschlüsse"
 zur Erhaltung der „inneren Sicherheit“ gefasst wurden. In 4 Beschlüssen, die der Bundestag am 20. September 1819 formal billigte, wurde festgelegt:

–
Säuberung der Universitäten von Professoren, die verderbliche oder die Grundlagen der bestehenden Staatseinrichtungen untergrabende Lehren verbreiten. Überwachung von Professoren und Studenten, Unterdrückung der Burschenschaften (Universitätsgesetz)
–
Einrichtung einer Vorzensur für Zeitungen, Zeitschriften und Druckwerke unter 20 Bogen (entspricht 320 Seiten, „Preß- (= Presse-) gesetz“)
.

–
Schaffung einer Bundesbehörde zur Untersuchung (Untersuchungsgesetz) und

–
Vollzug der Beschlüsse des Bundestags durch alle Bundesglieder (Exekutionsordnung, am 3. Juli 1820 beschlossen).

Die "Karlsbader Beschlüsse" bildeten so die Grundlage für eine weitgehende "Demagogenverfolgung"
, die die Epoche der Restauration und Reaktion kennzeichnete. Besonders gründlich ging Preußen hierbei vor. Die Säuberungen trafen Männer wie den Bonner Professor für Geschichte Ernst Moritz Arndt, der schon zur Zeit der Befreiungskriege mit nationalen Kampfschriften und Liedern hervorgetreten war, oder den "Turnvater" Friedrich Ludwig Jahn, der die Körperertüchtigung als Mittel der vormilitärischen Ausbildung propagierte.

Die Wiener Schlussakte von 1820 festigte die seit dem Wiener Kongress einsetzende Restauration und legte fest, dass der Souverän durch eine landständische Verfassung nur in der Ausübung bestimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden könne. Diese Bestimmung sollte die von den süddeutschen Landtagen ausgehenden liberalen Ideen eindämmen oder zurückdrängen.

Der Unabhängigkeitskampf der Griechen und die Errichtung des Königreiches Belgien

Das System der Heiligen Allianz erlitt bereits im Unabhängigkeitskrieg der Griechen (1821 – 1829) gegen das Osmanische Reich einen schweren Schlag. Zwar war die Begeisterung der europäischen Völker durchweg auf Seiten der Griechen, doch kamen die konservativen Mächte in der Bewertung dieser Angelegenheit in Schwierigkeiten. Gingen sie vom Legitimitätsprinzip aus, mussten sie das Osmanische Reich unterstützen, sahen sie die Bewahrung der christlichen Religion als vorrangig an, mussten sie den Griechen beistehen. Österreich stand wegen seiner eigenen innenpolitischen nationalen Probleme auf osmanischer, Russland wegen seiner Interessen bei einem Auseinanderfallen des Osmanischen Reiches auf griechischer Seite und schob den Schutz der orthodoxen Glaubensbrüder vor. Die Griechenlandbegeisterung und die russischen Interessen erwiesen sich indessen stärker als die österreichische Zurückhaltung, der Unabhängigkeitskrieg endete mit dem Sieg der Griechen und der Berufung des Bayernprinzen Otto von Wittelsbach
 auf den neuerrichteten griechischen Königsthron (daher die Farben blau-weiß der griechischen Fahne).

Das Legitimitätsprinzip war gleichfalls berührt, als mit der liberalen Revolution in seinen südlichen, belgischen, Landesteilen das Königreich der Vereinigten Niederlande auseinander brach; der Süden wurde abgetrennt und zu einem selbständigen Königreich Belgien erhoben
. Da auch weiterhin befürchtet werden musste, dass Frankreich Ansprüche auf dieses Land erhob (es war 1792 als erstes erobert worden) und dass Preußen, aber auch Russland zur Intervention zugunsten des niederländischen Königs verleitet würden, erhielt der neugegründete Staat auf der Londoner Konferenz 1830/31 einen neutralen Status. Er wurde durch die Großmächte England, Frankreich und Preußen garantiert – was sich 1914 verhängnisvoll für die Politik der Signatarmacht Deutschland auswirken sollte.

Die Juli-Revolution 1830

In Frankreich hatte zwar Ludwig XVIII. bereits 1814 eine liberale Verfassung erlassen ("Charte Constitutionelle"), sein Bruder Karl X., der nach seinem Tod 1824 die Regierung antrat, verfolgte jedoch eine reaktionäre Politik. Als er im Juli 1830 die Pressefreiheit aufhob und das Wahlrecht einseitig zugunsten des Adels abänderte, brach eine neue Revolution, die Juli-Revolution, aus und zwang die Bourbonen zur Flucht. Das kapitalistische Bürgertum errang mit Hilfe der Arbeiterschaft die Macht. Louis Philippe von Orleans, der "Bürgerkönig", wurde mit großer Mehrheit zum neuen König gewählt. Seine Politik, Kleinbürgertum und Arbeiterschaft vom politischen Leben fern zu halten, war allerdings mit eine Ursache für den Ausbruch der Februar-Revolution 1848.

Damit war auch in Frankreich der Grundsatz der Legitimität aufgegeben. Die Juli-Revolution mit ihrem Sieg des liberalen Bürgertums ließ auch in Deutschland neue Forderungen nach liberalen Freiheiten wieder wach werden. In Braunschweig wurde der Herzog verjagt, in Kurhessen, Sachsen und Hannover wurden von den Regierungen Verfassungen gegeben.

Vor dem erneuten Aufflammen der liberalen Ideen in Deutschland stehen jedoch die Ereignisse in Polen.

Der polnische Aufstand 1830

Der auf dem Wiener Kongress aus dem napoleonischen Großherzogtum Warschau errichtete neue polnische Staat bildete einen Kompromiss zwischen dem polnischen Wunsch nach einem eigenen Staat und dem Anspruch Russlands auf Erweiterung seines Territoriums nach Westen: Polen wurde in Personalunion mit Russland verbunden, der Zar von Russland war gleichzeitig König von Polen.

Hatte allerdings Alexander I. mit der Erwerbung Polens den Plan, einen liberalen Musterstaat aufzubauen, verfolgt (Alexander galt als der "Befreier Europas"), so verfolgte sein Nachfolger Nikolaus I. eine reaktionäre Unterdrückungspolitik und gilt gegenüber seinem Vorgänger als "Gendarm Europas". Die 1815 eingeführte Verfassung Polens schien zwar eine liberale und eigenständige Entwicklung zu garantieren, doch arbeitete der polnische Nationalismus weiterhin auf die Errichtung eines eigenen polnischen Staates hin. Nachdem auch Zar Alexander und sein Nachfolger Nikolaus den liberalen Gedanken zunehmend misstrauischer gegenüberstanden, verschärfte sich das politische Klima zwischen Polen und Russland.

Der im November 1830 ausbrechende Aufstand richtete sich vor allem gegen die russische Vorherrschaft und gegen die Beeinträchtigung der liberalen Freiheiten von Großbürgertum und Adel. Programmlosigkeit, fehlende Zusammenarbeit unter den Revolutionären und zögernde Haltung bei der Durchsetzung der Ziele führten schließlich zum Erfolg der russischen Intervention und zur Kapitulation der Aufständischen (September 1831). Viele polnische Intellektuelle und Liberale flohen daraufhin ins Ausland, vor allem nach Frankreich, und wurden auf ihrer Durchreise in Deutschland mit Jubel begrüßt.

Für Preußen war der polnische Aufstand nicht nur eine Frage des Legitimitätsprinzips, sondern bedrohte es in seinem territorialen Bestand direkt. Da ein neuer polnischer Nationalstaat unweigerlich auch Anspruch auf die ehemals polnischen Provinzen Preußens, vor allem Posen und Westpreußen, erhoben hätte, ergab sich für Preußen die Notwendigkeit, mit Russland bei der Niederschlagung des Aufstandes zusammenzuarbeiten, da. Die nach Preußen geflohenen Truppenteile der Aufständischen wurden daher sofort entwaffnet und interniert.

Das politische Leben in Polen stand fortan unter den russischen Strafmaßnahmen, die vor allem eine Aufhebung der Verfassung und engere Anbindung an Russland und die Monarchie brachten. Die polnischen Emigranten aber verstanden es, sich als Vertreter der polnischen Nation zu profilieren und damit den Gedanken an die polnische Nation hochzuhalten. In Deutschland verherrlichten "Polenlieder"
 den Freiheitskampf und sahen in Russland den Feind auch der deutschen Freiheit.

Das Hambacher Fest 1832

Alljährlich feierte man in Bayern am 27. Mai den "Verfassungstag" zum Gedenken an die 1818 eingeführte liberale Verfassung. Unter den engagierten politischen Journalisten war vor allem Philipp Jakob Siebenpfeiffer
, gebürtig aus dem „revolutionären“ Lahr und von 1819 - 1830 bayerischer Landkommissär in Homburg, der schon 1830 mit seiner Zeitschrift „Rheinbayern“ der liberalen Bewegung Auftrieb gab. Sie wollten den Verfassungstag 1832 zu einem "deutschen Nationalfest" machen, um den Plan der deutschen Einigung (Deutschlands Wiedergeburt) wieder voranzutreiben. Dazu luden sie zu einer Kundgebung vom 27. Mai bis 1. Juni 1832 auf der Schlossruine Hambach (bei Neustadt an der Weinstraße) ein
. Zwischen 25000 und 50000 Teilnehmer (die Schätzungen schwanken) kamen zusammen, trugen die Farben Schwarz-Rot-Gold und die polnischen Farben Rot und Weiß, um einerseits ihr Engagement in der deutschen Frage, andererseits ihre Sympathie für die polnischen Emigranten zu bekunden. Die Redner, vor allem Siebenpfeiffer und J. G. A. Wirth
, forderten liberale Freiheiten und staatliche Einheit für das gesamte deutsche Volk, aber auch Freiheit für die polnische Nation, weil sie einen engen Zusammenhang zwischen der Unterdrückung der polnischen und der der deutschen Freiheit sahen. Die sich an die Reden anschließenden Diskussionen zeigten bereits Standpunkte, wie sie dann in den Debatten der Paulskirche 1848/49 vertreten wurden, vor allem dem Gegensatz zwischen Revolution und Reform, aber auch die Verbindung von liberalen und nationalen Gedanken.

Die Regierungen, vor allem die österreichische, preußische und russische, sahen in dieser Demonstration eine akute Gefährdung des gegenwärtigen politischen Systems. Siebenpfeiffer wurde verhaftet, im anschließenden Prozess allerdings freigesprochen. Ein im folgenden Jahr geplantes erneutes „Volksfest“ wurde jedoch von bayerischem Militär und der Polizei verhindert, woran sich Unruhen mit Toten und Verletzten in Neustadt anschlossen.
 

Als Reaktion auf diese Vorkommnisse verpflichtete Metternich erneut die Staaten des Deutschen Bundes auf die Einhaltung der Karlsbader Beschlüsse, die Politik der Reaktion mit Verboten und Zensur wurde noch verschärft (Wiener Ministerkonferenz 1834). 
Die Entlassung von sieben Professoren der Göttinger Universität (darunter der Historiker Fr. Chr. Dahlmann, die Germanisten Jacob und Wilhelm Grimm und der Literaturhistoriker G. G. Gervinus, zusammen "Göttinger Sieben"
 genannt) 1837 stellte einen der Höhepunkte dieser reaktionären Politik dar. Sie hatten öffentlich Protest eingelegt, als der neue König von Hannover, Ernst August, die vier Jahre zuvor eingeführte neue Verfassung wieder zugunsten seiner eigenen monarchischen Autorität aufhob. Drei der Professoren wurden des Landes verwiesen und fanden in Preußen Aufnahme, der breite Rückhalt, den die Professoren in der Öffentlichkeit fanden, zeigt, dass der Liberalismus und die Verfassungsbewegung inzwischen zu einer Sache des ganzen Volkes geworden war.
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Aus dem Reichsdeputationshauptschluss

Par. 5:

Dem Markgraf von Baden für seinen Teil an der Grafschaft Sponheim und für seine Güter und Herrschaften im Luxemburgischen, Elsaß u. s. f.: Das Bistum Konstanz, die Reste der Bistümer Speyer, Basel und Straßburg, die pfälzischen Ämter Ladenburg, Bretten und Heidelberg mit den Städten Heidelberg und Mannheim, ferner die Herrschaft Lahr, unter den zwischen dem Markgrafen von Baden, dem Fürsten von Nassau-Usingen und den übrigen Interessenten verabredeten Bedingungen, ferner die hessischen Ämter Lichtenau und Willstätt, dann die Abteien Schwarzach, Frauenalb, Allerheiligen, Lichtental, Gengenbach, Ettenheimmünster, Petershausen, Reichenau, Öhningen, die Propstei und das Stift Odenheim und die Abtei Salmansweiler, mit Ausnahme von Ostrach und den unten bemerkten Zugehörungen, die Reichsstädte Offenburg, Zell am Harmersbach, Gengenbach, Überlingen, Biberach, Pfullendorf und Wimpfen, endlich die mittelbaren sowohl als unmittelbaren Besitzungen auf der Südseite des Neckars, welche von den öffentlichen Stiftungen und Körperschaften des linken Rheinufers abhängen.

Par. 6:

Dem Herzog von Württemberg für das Fürstentum Mömpelgard (Montbeliard im frz. Dept. Doubs) nebst Zugehörden, wie auch für seine Rechte, Besitzungen, Ansprüche und Forderungen im Elsaß und in der Franche-Comté: Die Propstei Ellwangen, die Stifter, Abteien und Klöster Zwiefalten, Schönthal und Comburg mit Landeshoheit (jedoch unter Vorbehalt der Rechte der weltlichen Fürsten und der Grafschaft Limburg), ferner Rottenmünster, Heiligkreuztal, Oberstenfeld, Margrethausen nebst allen denjenigen, so in seinen neuen Besitzungen gelegen sind, ferner das Dorf Dürrenmettstetten und die Reichsstädte Weil, Reutlingen, Eßlingen, Rottweil, Giengen, Aalen, (Schwäbisch) Hall, (Schwäbisch) Gmünd und Heilbronn ...

Aus der Rheinbundakte (1806)

Art. 18:

Seine Majestät der König von Württemberg vereinigt mit seinen Ländern und besitzt in voller Souveränität die Herrschaft Wiesensteig und Stadt, Herrschaft und Zugehörungen von Biberach infolge der Abtretungen durch Seine Majestät den König von Bayern und seiner Hoheit den Großherzog von Baden, die Stadt Waldsee, die Grafschaft Schelklingen, die Komturei Kapfenburg oder Lauchheim, die Komturei Altshausen, ausgesondert aus den Herrschaften Achberg und Hohenfels, und die Abtei Wiblingen. Art. 19:

Seine Hoheit der Großherzog von Baden vereinigt mit seinen Ländern und besitzt in voller Souveränität die Grafschaft Bonndorf, die Städte Bräunlingen, Villingen und Tuttlingen, die Gebiete ihrer Territorien und Zugehörungen, die in Art. 14. näher bezeichnet sind und wie sie ihm von seiner Majestät dem König von Württemberg abgetreten worden sind. Er besitzt zu vollem Eigentum das Fürstentum Heitersheim und alle davon abhängigen Ländereien innerhalb des Gebietes seiner Hoheit, wie sie in Konsequenz dieses Vertrages liegen werden. Gleichfalls zu vollem Eigentum besitzt er die Komtureien des Deutschen Ordens Beuggen und Freiburg.

Art. 24:

(Ausübung aller Souveränitätsrechte ...) Seine Majestät der König von Württemberg über die Besitzungen der Fürsten und Grafen v. Truchsess-Waldburg, die Grafschaften von Baindt, Eglofs, Gutenzell, Heggbach, Isny, Königsegg-Aulendorf, Ochsenhausen, Roth und von Schussenried und Weißenau, die Herrschaften Mietingen und Sulmingen, Neuravensburg, Tannheim, Warthausen und Weingarten – abgetreten von der Herrschaft Hagnau –, die Besitzungen der Fürsten von Thurn und Taxis, ausgenommen die Gebiete nördlich des Fürstentums Neuburg, der Herrschaft Straßberg und des Amtes Ostrach, (dann) die Herrschaften Gundelfingen und Neufra, die Teile der Grafschaft Limpurg-Gaildorf, soweit sie nicht im Besitz Seiner Majestät sind, alle Besitzungen der Fürsten von Hohenlohe (...) und schließlich der Teil des vormals mainzischen Amtes Krautheim, der links der Jagst liegt. Seine Hoheit der Großherzog von Baden über das Fürstentum Fürstenberg (von dem die Herrschaften Gundelfingen, Neufra, Trochtelfingen, Jungnau und der Teil des Amtes Messkirch links der Donau ausgenommen sind), die Herrschaft Hagnau, die Grafschaft Tengen, die Landgrafschaft Klettgau, die Ämter Neidenau und Billigheim, das Fürstentum Leiningen, die Besitzungen der Fürsten und Grafen von Löwenstein-Wertheim, die auf dem linken Mainufer gelegen sind (ausgenommen die Grafschaft Löwenstein, den Teil von Limpurg-Gaildorf, der den Grafen von Löwenstein gehört und die Herrschaften Heubach, Breuberg und Habitzheim) und schließlich die Besitzungen des Fürsten von Salm-Reifferscheid-Krautheim nördlich der Jagst.

Beide Texte nach Karl Zeumer: "Quellensammlung zur Geschichte der Deutschen Reichsverfassung im Mittelalter und in der Neuzeit". 2. Aufl. 1913 S. 509 ff. und S. 532. Auch in: "Das Ende des Alten Reiches" (Quellen zur Neueren Geschichte 10). Bern 21962. 
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